Die Zeitung und Provinzial 
Anzeiger erſcheint täglich, 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
f und Feſttage. 
„ 
si Alle 
frefp. Poſtämter nehmen 
Beſtellung darauf an. f 
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Im Verlage von Herm. Gottfr. Effenbarb's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


No. 


X Berlin, vom 7. April. 1 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt gerubt, den früheren 
Ober-⸗Appellationsgerichts⸗Rakh, jetzigen Kreisgerichts⸗Direktor Rauch fuß 
zu Gneſen, als Rath an das Appellationsgericht zu Marienwerder zu ver⸗ 
ſetzen; und zu Beamten der Staats Auwaltſchaft in der Provinz 
Sachſen zu ‚ernennen: 1. im Bezirk des Appellationsgerichts zu Magdeburg: 
d) zum Ober - Staats - Anwalt den bisherigen Appellationsgerichts Rath 
Voitus in Magdeburg; b) zu Staats-Anwalten: für die Kreisgerichte zu 
Stendal und Seehauſen den Obergerichts-Affeffor de la Croix in Sten⸗ 
dal, für die Kreisgerichte zu Burg und Genthin den früheren Juſtiz⸗Kom⸗ 
miſſarius Loos in Burg, für die Kreisgerichte zu Kalbe und Wanzleben 
den früheren Kreisrichter von Heeringen in Kalbe und für die Kreis⸗ 
gerichte zu Salzwedel und Gardelegen den Obergerichts⸗Aſſeſſor von 
Hitzacker. Ul. Im Bezirk des Appellationsgerichts zu Halberſtadt: a) 
zum Ober⸗Staatsanwalt den früheren Kreisgerichts⸗Direktor Schröder 
in Lyck; b) zu Staats -Anwalten: für die Kreisgerichte zu Nordhauſen und 
Worbis den früheren Land⸗ und Stadtgerichts-Rath Kolligs in Nordhauſen, 
für die Kreisgerichte zu Heiligenſtadt und Mühlhauſen den früheren Ju⸗ 
ſtiz⸗-Kommiſſarius Delius in Heiligenſtadt, für das Kreisgericht zu Qued⸗ 
linburg den früheren Land⸗ und Stadt⸗Gerichtsrath Becker daſelbſt; II. im 
Bezirk des Appellations⸗Gerichts zu Naumburg: a) zum Ober⸗Staatsan⸗ 
walt den bisherigen Appellationsgerichts⸗Rath Büchtemann in Naumburg; 
b) zu Staatsanwalten: für das Kreisgericht zu Naumburg den Dierge- 
richts⸗Afſeſſor Lauhn daſelbſt, für die Kreisgerichte zu Erfurt, Langenſalza 
und Suhl den Obergerichte⸗Aſſeſſor Adlung in Erfurt, für das Kreisge⸗ 
richt zu Halle den früheren Laud⸗ und Stadtgerichts⸗Rath Langerhanns 
daſelbſt, für die Kreisgerichte zu Wittenberg, Delitzſch und Eilenburg den 
Obergerichts-Affeſſor Zier in Wittenberg, für die Kreisgerichte zu Merſe⸗ 
burg und Querfurt den Obergerichts⸗Aſſeſſor von Leipziger in Merſeburg, 


für die Kreisgerichte zu Sangerhauſen und Eisleben den früheren Rath 


bei der gräflich Stolbergſchen Rentkammer Schaum in Sangerhauſen und 
für die Kreisgerichte zu Zeitz und Weißenfels den Obergerichts⸗Aſſeſſor 
Dyckerhoff in Zeitz. f 


Deutſchland. 
Berlin, 6. April. Das Militair⸗Wochenblatt enthält die Allerhöchſte 
Verordnung, betreffend die künftige Benennung der Artillerie-Brigaden. 
Ferner die Zulaſſung junger Studirender aus dem Großberzogthum Med- 


lenburg⸗Schwerin zum einjährigen freiwilligen Dienſt. Sodann den Ver⸗ 


trag zwiſchen Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen und Sr. Königl. 
Hoheit dem Großherzoge von Mecklenburg⸗Schwerin, betreffend den An- 
ſchluß der Großherzoglich ſchwerinſchen Truppen an die Königlich preußi⸗ 
schen Truppen. f 
— Das Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt enthält folgende allgemeine Verfü⸗ 
gung, betreffend die Vereidigung der Juſtizbeamten, welche zugleich in ei⸗ 
nem militairiſchen Dienftverbäliniffe ftehen, nach Maßgabe der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 31. Januar 1850 Art. 108 und 119 (Geſetz⸗Samml. S. 34). 
Desgleichen betreffend den Beſchluß des Königlichen Staats⸗Miniſteriums, 
wonach Geldbußen, welche auf Grund der Verordnung vom 11. Juli 1849 
einem Beamten als Ordnungsſtrafen auferlegt werden, im Fall des Un⸗ 
vermögens nicht in Gefängnißſtrafen verwandelt werden dürfen. 


Berlin, 6. April. Am Vormittage des 14. Juni 1848 wurden auf 


Veranſtaltung des Königl. Hofmarſchall⸗Amtes die eiſernen Gitterthore im 
Schloſſe angebracht. Dies erregte Unzufriedenheit und es bildete ſich vor 
den Schloßportalen eine Menſchenmenge, welche die Wiederabnahme der 
Gitter verlangte. Der wachhabenden Bürgerwehr gelang es damals, die 
zuſammengelaufene Menge auseinanderzutreiben; ſpäter kamen jedoch im⸗ 
mer mehr Menſchen binzu, die Gitter wurden ausgebrochen, ein Flügel 


von der Kurfürſtenbrücke ins Waſſer geworfen, die andern indeſſen nach 


der Uniperfität getragen und den Studenten übergeben. Bei dieſer Affaire 


hatte ſich der Kaufmann Müller, ehemaliger Präſident des Lindenklubs 


ſehr thätig bewieſen. Er hatte das Volk aufgefordert, die Gitter wegzu⸗ 
nehmen, den Zug nach der Univerſität mit gezogenem Säbel geleitet und 
hierſelbſt, indem er den Studenten die Gitter übergab, an dieſe eine An- 
rede gehalten. Wegen dieſer Thatſachen wurde gegen ihn die Anklage 
wegen Aufruhrs erhoben. In der Sitzung des Königlichen Criminal⸗Ge⸗ 
richts vom 31. Januar 1849 kam dieſe Anklage zur Verhandlung. Es 
wurden viele Zeugen vernommen, der Angeklagte Müller vom erſten Rich⸗ 
tier jedoch nur wegen unerlaubter Selbſthülfe zu einer Gwöcheutlichen Ge⸗ 
flängnißſtrafe verurtheilt, die durch den erlittenen Arreſt fur verbüßt erach⸗ 
tet wurde, da der Richter den Thatbeſtand des Aufruhrs nicht annahm. 
Gegen dieſes Erkenntniß hat die Staats⸗Anwaltſchaft appellirt, weil der 


* 


die Anſicht, daß der erſte Richter ſich geirrt habe. 


burg die Doktorwürde. 


32. Dienſtag, den 9. April 18850 


Angeklagte nicht wegen Aufruhrs mit der geſetzlichen Strafe belegt worden 


ſei. Neue Thatſachen wurden nicht angeführt. Dieſe Sache kam heute 
bei der Il. Abth. des Appell.⸗Gerichts zur Verhandlung. Es wurden 3 
von den bereits vernommenen Zeugen zur Aufklärung einiger Undeutlich⸗ 
keiten abermals vernommen, und der Appellhof gewann nach den Ausſagen 
Der Staats⸗Anwalt 
führte aus, daß der Thatbeſtand des Aufruhrs wirklich vorliege; eine Ver⸗ 
theidigung fand nicht ſtatt, da gegen den Angeklagten wegen Richterſchei⸗ 
nens in contumaciam ‚verhandelt wurde. Der Spruch lautete dahin, daß 
das Urtbeil des erſten Richters zu vernichten und der Angeklagte Kauf⸗ 
mann Müller wegen Theilnahme reſpect. Miturheberſchaft am Aufruhr 
zum DVerfufte der National⸗Kokarde und einer zweijährigen Feſtungs⸗ 
ſtrafe, fo wie in die Koſten der zweiten Inſtanz zu verurtheilen ſei. 
Der Staats⸗Anwalt hatte 1½ Jahr Zuchthausſtrafe beantragt. Der An- 
geklagte ſoll Berlin verlaſſen haben und ſich bereits in England befinden. 


— Vorgeſtern fand hier eine Conferenz der preußiſch⸗däniſchen Be⸗ 


vollmächtigten ſtatt, welcher auch der Miniſter von Schleinitz beiwohnte. 


Gegenſtand derſelben ſoll die däniſche Erklärung auf die Eröffnung der 
preußiſchen Regierung geweſen fein, in welcher Preußen auf das Andrin⸗ 
en der Dänen es dem König⸗Herzog überließ, ſich mit der legislativen 
erſammlung der Herzogthümer über in den Präliminarien präjudieirte 
Beſtimmungen zu einigen. Die däniſchen Kommiſſarien ſollen ſich mit die⸗ 
fer. früher geforderten Ueberlaſſung jetzt nicht durchaus einverſtanden er⸗ 


klärt haben. a 


— Eine umfaſſende Auslaſſung des Grafen Neſſelrode 155 die daͤ⸗ 


niſche Angelegenheit, und was damit zuſammenhängt, ſoll unſerm Kabinet 


durch ein Schreiben des preußiſchen Geſandten in St. Petersburg, Herrn 


von Rochow, angekündigt und in nahe Ausſicht geſtellt worden fein, Wir 


wiſſen aber nicht, ob dieſe Eröffnung bereits eingetroffen und wie ſie ſich 
zu der in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage jetzt vorgehenden oder heran⸗ 
f (H. C.) 


gerückten Entſcheidung verhalten möge. 


Berlin, 6. April. Durch den Haupt- Finanz - Etat für das Jahr 
1850 iſt zu außerordentlichen Unterſtützungen für Gymnaſtal⸗Lehrer die 
Summe von 25,000 Nthlr. dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 


zur Dispofition geſtellt worden. Derſelbe hat dieſe Summe nach Maß⸗ 


gabe des Verhältniſſes, in welchem die Dotationen und Einnahmen der 
Gymnaſien der Monarchie zu einander ſtehen, auf die einzelnen Provinzen 
vectheilt und den Provinzial⸗Schul-Kollegien deren Verwendung nach 
pflichtmäßigem Ermeſſen überlaſſen. i 


— Die L. C. ſchreibt: Trügen nicht alle Zeichen, fo iſt in der That 


eine Verſtändigung mit Oeſterreich in der deutſchen Frage herbeigeführt, 


und die Nachgiebigkeit, die moderirte Politik der Regierung in Erfurt, die 
ziemlich grell abſticht von der Rede des Herrn v. Radowitz, iſt eine Folge 


der diplomatiſchen Vereinbarung. 


— Der General- Major à la suite, von Gerlach, iſt zum General- 
Lieutenant und General-Adjutanten, und die General⸗Majorg: Prinz Au⸗ 
guſt von Württemberg, Erbgroßherzog von Mecklenburg-Strelitz, Herzog 
zu Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und Herzog Joſeph zu Sachſen Altenburg zu 
General⸗Lientenants ernannt worden. Außerdem find zu General⸗Majors 
ernannt; die Oberſten Palm, Graf Schlieffen, v. Williſen, Verlohren, 
v. Borcke, v. Knoblauch, Leo, Ehrhardt, v. Wentzel, Freiherr v. Reitzen⸗ 
ſtein, v. Treskow, Freiherr v. Dobeneck, v. Wangenheim und Fürſt zu 
Hohenzollern-Hechingen. . (C 

— Man will hier bereits von Vorkehrungen wiſſen, die preußiſcher 
Seits getroffen worden ſeien, um eine eventuelle Intervention in 
Mecklenburg rechtzeitig bewirken zu können. Nach ſicheren Nachrichten, 


D 


die man hier aus Schwerin hat, durften indeß die nothwendigen Voraus- 


ſetzungen einer ſolchen Intervention nicht eintreten. 


— Am 1. Mai wird auf dem hieſigen Stadtgericht ein monſtröſer 
Civil⸗Prozeß verhandelt werden. Ein Baumeiſter hat Anſprüche gegen die 
Verwaltung der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn erhoben, und zu 
dem Aae ſämmtliche Aktionaire, deren 700 an der Zahl, als Verklagte 
laden laſſen. 

— In akademiſchen und verwandten Gelehrtenkreiſen rüſtet man ſich 
zur Feier eines Doktor⸗ Jubiläums. Der Jubilar iſt der berühmte Juriſt, 
frühere Staatsminiſter v. Savigny. Er erlangte im Jahre n 

j 0) 


— Aus England wird der Untergang des großen Amerikaniſchen 
Dampfers Skiddy gemeldet, welcher am 1. April an der Küſte von Wick⸗ 
low' ſcheiterte. 


Berlin, 7. April. Der Br. Z. wird von hier geſchrieben, daß man 
mit der Wiederherſtellung des Staatsraths, wie er bis zur Märzrevolu⸗ 
tion beſtand, umgeht, und daß man deſſen Wiederherſtellung für fo drin⸗ 
gend geboten hält, daß dieſelbe durch ein oktroyirtes Geſetz ſchon in näch⸗ 
ſter Zeit zu erwarten ſtehen ſoll. 8 2 

— Derfelben Zeitung wird geſchrieben: daß Fürſt Schwarzenberg in 
einem Schreiben an Herrn von Prokeſch die dringende Nothwendig⸗ 
keit einer Verſtändigung Preußens und Oeſterreichs neuerdings aner⸗ 
kannt und die verſöhnlichſten Geſinnungen an den Tag gelegt hat. 

— Der geſtern im Beiſein Sr. Majeſtät in Bellevue abgehaltene 
Miniſterrath galt wiederum der deutſchen Frage. Poſitive Beſchlüſſe 
ſcheinen dieſer Berathung nicht entſproſſen zu fein, doch iſt anzunehmen, 
daß Herr von Manteuffel, der Vertheidiger einer kühnen Politik, ſeinen 
Collegen wieder mehr Muth eingehaucht und fie wenigſtens für ein Vor⸗ 
gehen im Sinne des Herrn von Bodelſchwingh empfänglich gemacht hat. 
— Sollte Herr von Bodelſchwingh eine Mehrheit für ſeine Politik in 
Erfurt erreichen, ſo wird die Regierung mit dieſer n 


Ref. 
Berlin, 6. April. In die erſte Kammer wurden ferner gewählt: 
Für Sangerhauſen, Eckartsberga und Naumburg: Regierungs ⸗Präſident 
v. Witzleben zu Naumburg; Graf v. Helldorf zu Wollmirſtädt. Für 
Stolp: Kreis⸗Deputirter v. d. Oſten auf Jannewitz bei Lauenburg; Kauf⸗ 
mann Denzin auf Lauenburg; Polizei⸗Direktor Braun aus Cöslin. Grün⸗ 
berg⸗Freiſtadt⸗Sagan⸗Sprottau: Domainen⸗Rath di Dio und Präfivent 
Graf Rittberg. Guhrau-Wohlau-Steinau-Neumarft: Gutsbeſitzer von 
Oelsner auf Zieſerwitz und Gutsbeſitzer Müller auf Blumerode. Groß⸗ 
Strehlitz⸗Roſenberg⸗Oppeln: Regierungs- und Baurath Rothe in Berlin, 
Geh. Finanzrath v. Jordan in Berlin und Landesälteſter v. Schmakowski 
auf Radau. Neiße: Oberſt a. D. Baron v. Fircks und Regierungsrath 
Kuh aus Breslau. Luben: Präſident Graf v. Rittberg und Kammerherr 
v. Buddenbrock auf Klein Tzchirne. Merſeburg: Der Fabrikant Herrmann 
in Schönbeck und der Rittergutsbeſitzer Dr. Barth in Untergreislau. 
Burg: General⸗Steuer⸗Direktor a. D. Kühne aus Berlin und Stadtrath 
Grubitz in Magdeburg. Herford: Amtsrath Cäſar, Präſident Kisker und 
Geh. Regierungsrath v. Bernuth. Düſſeldorf und Solingen: Bank- Di⸗ 
rektor Hanſemann in Berlin und Tabacksfabrikant Theodor Bönninger in 
Duisburg. Geldern: Ober- Reviſionsrath Breuer in Berlin, Ober⸗ 
Regierungsrath Brüggemann in Berlin und Kaufmann Font 15 2 
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Erfurt, 7. April. Der Verfaſſungsausſchuß des Staatenhauſes hat 
in ſeiner geſtrigen Abendſitzung einen Beſchluß gefaßt, der von vielen Sei⸗ 
ten mit Beifall aufgenommen worden iſt, da er einen Anhaltspunkt ſowohl 
für die in beiden Häuſern zu ſtellenden Anträge, als auch für die in den⸗ 
ſelben zu faſſenden Beſchlüſſe bildet. Es wurden nämlich folgende Vor⸗ 
ſchläge des Abgeordneten v. Patow von dem Ausſchuſſe mit 19 gegen 5 
Stimmen angenommen: 

1) Das Staatenhaus ertheilt dem unter den Regierungen vereinbarten 
und dem Statut des Bündniſſes vom 26. Mai 1848 beigeſchloſſenen 
Entwurf der Verfaſſung des deutſchen Reiches und dem von den⸗ 
ſelben gleichzeitig vereinbarten Entwurfe des die Wahlen der Abge⸗ 
ordneten zum Volkshauſe betreffenden Geſetzes ſeine volle und unbe⸗ 
dingte Zuſtimmung. s 

2) Das Staatenhaus ertheilt der mit der Eröffnungsbotſchaft vom 20. 

Marz 1850 vorgelegten Additional⸗Akte zu dem Entwurfe der Ver⸗ 
faſſung des deutſchen Reiches gleichfalls ſeine volle und unbedingte 
Zuſtimmung. z f 

3) Das Staatenhaus ertheilt dem Unionsvorſtande die in der Er⸗ 
oͤffnungsbotſchaft verlangte Ermächtigung, betreffend die Zoll⸗ und 
Handelsverhältniſſe der Hanſeſtädte und des Oldenburgiſchen Fürſten⸗ 
thums Lübeck. N 

4) Das Staatenhaus beſchließt, dem Verwaltungsrathe der verbündeten 
Regierungen vorzuſchlagen: a) In dem Entwurf der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde nachſtehende Paragraphen zu ändern wie folgt ꝛc. b) In 
dem Entwurfe des Wahlgeſetzes folgende Paragraphen zu ändern ꝛc. 
a der Additional Akte folgende Veränderungen eintreten zu 
laſſen ꝛc. 

Für den Fall, daß hinſichtlich der vom Staaten und Volkshauſe 
übereinſtemmend beſchloſſenen Veränderungsvorſchlage die Genehmigung der 
verbündeten Regierungen oder der Reichsregierung erhalten, ertheilt das 
Staatenhaus hierdurch ſeine Zuſtimmung, daß die Verfaſſungsurkunde, das 
Wahlgeſetz und die Additionalakte nach Maßgabe der genehmigten Vor⸗ 
ſchläge abgeändert und in dieſer abgeänderten Geſtalt promulgirt werden, 
wobei jedoch das Staatenhaus gleichzeitig damit einverſtanden iſt und er⸗ 
flärt, daß es, in fo weit die erwähnten Vorſchläge die gedachte Genehmi⸗ 
gung nicht erhalten, übera l bei den durch die Zuſtimmung des Reichs⸗ 
tages nach allen Seiten hin rechtsverbindlich gewordenen Beſtimmungen 
der Verfaſſungs⸗Urkunde, des Wahlgeſetzes und der Additionalakte zu ver⸗ 
bleiben habe. (C. Z.) 


Elbing, 29. März. Major v. Vaczko veröffentlicht in den Elb. 


Anz. unter vorſtehendem Datum folgende Erklärung: Unterm 30. Ok⸗ 
tober 1848 verklagten mich der Oberfehlsbaber, die Compagnie⸗Zugführer 
zc. der Bügerwehr Elbings, wegen des in den Elbinger Anzeigen vom 28. 
Oktober 1848 befindlichen Inſerates, und erklärten meine Worte: „ſchon 
am 15. Abens habe ein großer Theil der Bürgerwehr ihre Waffen fort⸗ 
geworfen, fie habe ſich aufgelöſt, der Befehlshaber ſei nach Tolkemit ab⸗ 
gereiſt ꝛc.“ für „ein Pasquill, welches, abgeſehen von der gänzlichen Un⸗ 
wahrheit, die gröbſten Beſchimpfungen der Bürgerwehr ausſpreche.“ — 
Zugleich beantragten ſie die Veröffentlichung des Erkenntniſſes. — Ich be⸗ 
wies dagegen, daß mein Inſerat nichts als entſchiedene Wahrheiten ent⸗ 
halte und nur die Erwiderung ſei auf jene vom Abgeordneten Herrn Phi⸗ 
lipps in der Nationalverſammlung ausgeſprochenen Anſchuldigungen des 
hieſ. Preußenvereins. Am geſtrigen Tage iſt mir nun das von Sr. Ma⸗ 
jeſtät beftätigte kriegsgerichtliche Erkennkniß publieirt worden, wonach ich 
von jener Anklage vollſtändig freigeſprochen bin.“ 


Köln, 3. April. Der Düſſeldorfer Zeitung zufolge ſteht ein ernſt⸗ 
licher Weiterbau des Kölner Doms in Frage. 179 Arbeiter ſind ſchon 
entlaffen worden und viele der 221 noch beſchäftigten Leute dürfen auch 
erwarten, noch verabſchiedet zu werden, wenn nicht andere Quellen flüffig 
werden, da das Miniſterium das Geſuch des Vorſtandes um einen Zuſchuß 
von 100,000 Thlr. abſchlägig beantwortete. 


Koblen:, 4. April. Am 2ten d. M. ließen Ihre Königl. Hoheiten 
der Prinz und die Prinzeſſin von Preußen den Stadtbaumeiſter a. D. J. 
P. Weyer ins bieſige Schloß beſcheiden, um ſich in zahlreicher Geſellſchaft 
die von Bürgern Kölns dem Könige Ludwig 1. von Bayern gewidmete 
kunſtvolle Dank⸗Adreſſe für die dem Dome in Köln geſchenkten prachtvol⸗ 
len Glasgemälde vorlegen zu laſſen. Höchſtdieſelben ſchenkten dem von 
kölner Künſtlern gefertigten Werke die vollſte Anerkennung; Herr Weyer 
erlaubte ſich bei dieſer Gelegenheit, die Dombau- Angelegenheit der ferne⸗ 
ren Wohlgewogenheit Ihrer Königlichen Hoheiten beſtens zu empfehlen. 
Die Herren Becker und Oſterwald aus Köln werden mit Herru Weyer 
zur Uebergabe der Dank-Adreſſe in München zuſammentreffen (K. 3.) 


x Schwerin, 6. April. Dem in Bützow erſcheinenden „Volksfreunde“ 
wird d. d. 4. April von hier aus geſchrieben: Die Fraktion auf der rech⸗ 
ten Seite des Hauſes unſerer Abgeordnetenkammer hat heute früh dem 
Großherzoge eine Deputation geſandt: Demſelben die Bitte an das Herz 
zu legen, das bisherige Miniſterium nicht zu entlaſſen, da es das Ver⸗ 
trauen des meckleuburgiſchen Volks beſitze. Se. Königl. Hoheit find ge- 
gen die zur Audienz zwar vorgelaſſenen drei Deputirten zwar ſehr gnädig 
in Ihren Aeußerungen geweſen, haben aber die Bitte nicht mehr gewähren 
zu können erklärt, übrigens jedoch auf die heutige Botſchaft an die Abge⸗ 
ordnetenkammer vertröſtet und die Verſicherung gegeben: die Verfaſſung 
aufrecht erhalten zu wollen. l 

— Die Mecklenb. Z. enthält eine vom 5. April datirte, von den Mit⸗ 
gliedern der Rechten der Abgedrdnetenkammer unterzeichnete Vorſtellung an 
den Großherzog, der wir folgende bezeichnende Stelle entnehmen: 

„Unter ſolchen Umſtänden können wir ein Miniſterium nach dem 
Staatsgrundgeſetze nicht für berechtigt halten, eine Maßregel in Ausfüh- 
rung zu bringen, die ſchon an und für ſich den Rechtsbeſtand der Verfaſ⸗ 
ſung alterirt, und ſind wir durch das von uns nach Vorſchrift des Geſetzes 
abgelegte Gelöbniß verpflichtet, im geſetz- und verfaſſungsmäßigen Wege 
die Staatsverfaffung zu bewahren. Wir wünſchen dringend, im Intereſſe 
des Landes und einer geſetzlichen Entwickelung der von Ew. Königl. Ho- 
heit mit der mecklenburgiſchen Volksvertretung vereinbarten Verfaſſung, daß 
der Allerhöchſte Entſchluß nicht unabänderlich gefaßt fein möge, und be⸗ 
harren in tiefſter Ehrfurcht.“ 

Die Linke dagegen hat einen förmlichen Proteſt erlaſſen und denſelben 
am 5ten auf der Regierungskanzlei inſinuirt. 


Hannover, 4. April. (Schluß.) Die Königliche Regierung iſt des 
Dafürhaltens, daß ein Verfaſſungsentwurf, welcher dieſen Rückſichten ein 
hinlängliches Genüge nicht leiſtet, für politiſch und rechtlich ausführbar 
nicht zu halten ſei. 

Jenen Rückſichten gegenüber find es hauptſächlich zwei Momente, welche 
die Königliche Regierung abgehalten haben, ſich bei einem von den König⸗ 
lichen Regierungen ausgehenden Verfaſſungsvorſchlage nach Maßgabe des 
Entwurfs zu betheiligen. 

Dieſe Momente waren: a 

Die eventuelle Ausdehnung des Vorſchlags auf die Geſammtheit der 
öſterreichiſchen Monarchie, einſchließlich der außerdeutſchen Kronländer der⸗ 

eſtalt, daß auch die letzteren zu einem weſentlichen Beſtandtheile des deut⸗ 
chen Bundes erhoben werden würden, und 

Der Mangel eines beſonderen Organs zur Vertretung der Individua⸗ 
litäten der vertragsmäßig und grundgeſetzlich unabhängigen einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten bei der Geſetzgebung des Bundes, als erhaltende Gewähr: 
für den föderativen Fortbeſtand der Geſammtheit. 

Nur für den Fall, daß der Verſuch einer Verſtändigung mit den übri⸗ 
gen Regierungen, namentlich mit Preußen, auf den Grundlagen des ver⸗ 
abredeten Entwurfs unternommen werden und daß ſein Gelingen von Han⸗ 
novers demnächſtigem Beitritt abhängig bleiben ſollte, bat die Regierung. 
erklärt, dieſen Beitritt nicht vorenthalten zu wollen. Sie hat ſich dabei 
von der Anſicht leiten laſſen, daß die Einigung aller deutſchen Bundes⸗ 
Regierungen einen zu hohen Werth und eine zu hohe Bedeutung habe, als 
daß, einer ſolchen gegenüber, der Widerſpruch einer einzelnen Regierung 
gerechtfertigt, oder daß er für Hannover möglich bleibe. 

Nach Abgabe dieſer Erklärung iſt die zwiſchen den Regierungen von 
Bayern, Sachſen und Württemberg verabredete Uebereinkunft am 27. Fe⸗ 
bruar d. J. ohne Theilnahme Hannovers zum Abſchluß gelangt und von 
den Paeiscenten mittelſt der abſchriftlich angeſchloſſenen Kollektiv⸗Note zur 
Kenntniß der Regierungen von Oeſterreich und Preußen gebracht, an welche 
dabei, unter Hinweiſung auf Art. VI. der Wiener Schlußakte, eine förm⸗ 
liche Einladung zum Beitritt gerichtet worden, mit dem Wunſche, über die⸗ 
ſen Vorſchlag, ſei es unmittelbar oder durch Vermittelung der Bundes⸗ 
Central⸗Kommiſſion, welche von der Uebereinkunft ebenfalls in Kenntniß 
geſetzt worden, in Verhandlung zu treten. g 

Unter dem 20ſten v. Mts. hat der Kaiſerlich öſterreichiſche Hof durch 
feine hieſige Geſandtſchaft der Königlichen Regierung die Erwiederung 
mitgetheilt, welche auf die erwähnte Kollektiv-Einladung von Seiten Defter- 
reichs an die zu Wien reſidirenden Geſandten von Bayern, Sachſen und 
Württemberg erfolgt if. Dieſe Erwiederung iſt in der abſchriftlich ange⸗ 
ſchloſſenen Note vom 13. März d. J. enthalten. 15 PR 

Der Mittheilung iſt der Ausdruck des Wunſches dieſſeitiger Beiſtimmung 
zu der Uebereinkunft und einer Eröffnung der dieſſeitigen Anſichten über 
den fraglichen Gegenſtand hinzugefügt worden. Ä 

Die Königliche Regierung hat, dieſer Mittheilung gegenüber, zunächſt 
in Betracht zu ziehen gehabt, daß nach Lage der Sache für ſie nicht mehr 
die Theilnahme an einem Vorſchlage, welcher die oben angedeuteten Be⸗ 
denken zulaſſe, ſondern an einer Unterhandlung über dieſen, von anderer 
Seite gemachten Vorſchlag in Frage ſtehe, bei welcher der Regierung un⸗ 
benommen bleiben müſſe, ihre Bedenken und die, nach ihrer Anſicht, weiter 
gehenden Bedürfniſſe Deutſchlands zur Sprache und möglichſt zur Geltung 

u bringen. ' 
; Schon dieſe Rückſicht ſchien eine Verminderung der erwähnten Beden⸗ 
ken, ſo weit dieſe aus den Verträgen von 1815 hergenommen werden, zu 
Wege zu bringen. : Y 

Noch mehr aber die von der Regierung aus weiteren ee 
geſchöpfte Vorausſetzung, daß auch nach der Anſicht der übrigen bisher be⸗ 
theiligten Regierungen die im Artikel 8 der Münchener Aufſtellung enthal⸗ 
tene Erwähnung des Territorial⸗Umfangs des deutſchen Bundes keine 
Erklärung enthalte, durch welche das Verhältniß der Königlichen Regierun⸗ 
gen zu den Verträgen von 1815 eine Aenderung erleide, und daß über die 
Geſtaltung Deutſchlands keine einſeitige Beſtimmung beabfichtigt werde, 


welche die Verhältniſſe der Theilnebmer der Verträge berühre, ohne dieſen 
eine Mitwirkung bei desfallſigen Verhandlungen zu geſtatten: eine Mit⸗ 
wirkung, welche ſich auf die Regelung der inneren deutſchen Angelegenhei⸗ 


ten, nach der Vorausſetzung der Königlichen Regierung, niemals zu er⸗ 


ſtrecken hat. e „5 
Unter dieſen Umſtänden und Vorausſetzungen hat die Königliche Re⸗ 
gierung kein Bedenken getragen, dem Begehren Oeſterreichs nach Mitthei⸗ 


lung der dieſſeitigen Anſicht über die Uebereinkunft vom 27. Februar durch 


die Erklärung der Bereitwilligkeit Hannovers zur Theilnahme an folden 
Verhandlungen zu genügen, welche unter Mitwirkung des Kaiſerl. Königl. 
Hofes, behufs einer allſeitigen Verſtändigung der deutſchen Bundesregie⸗ 
rungen über die Vorſchäge der drei Königlichen Höfe von Bayern, Sach⸗ 
ſen und Württemberg eröffnet werden würden. ul: 

Die Königliche Regierung verhehlt ſich nicht, wie getrübt die Ausſicht 
auf eine kraftigende Einigung Deutſchlands in einem Augenblicke erſcheint, 
wo die beiden größten Bundesſtagten ihre Thaͤtigkeit für die Begründung 
einer neuen Geſammtverfaſſung in jenen entgegengeſetzten Richtungen zu 
entwickeln entſchloſſen ſcheinen. f ? | 

Die ne Regierung kann in ihrer Lage nicht die Ausübung ei- 
nes unmittelbaren Einfluſſes auf den Gang der einſchlagenden Begeben⸗ 
heiten beabſichtigen. Aber die Regierung glaubt dem gemeinſamen Vater⸗ 
lande die Hingebung ſchuldig zu fein, daß fie durch unverbruchliches Feſt⸗ 
balten am Rechte der Verträge den deutſchen Bundesregierungen das Zu- 
ſammentreffen auf einem Gebiete erleichtere, auf dem allein die für das 
deutſche Verfaſſungswerk unentbehrliche Einigung der Bundesgenoſſen in 
freier Zuſtimmung und ohne äußere Störung erwartet werden darf. 


Von der Pleiſſe, 3. April. Die Gerüchte über einen Fürſtenkon⸗ 
reß in Dresden wiederholen ſich nicht nur, ſondern gewinnen bereits eine 
feſtere Geſtalt. Man meint, derſelbe werde jedoch erſt nach der Krö⸗ 
nung des Kaiſers von Oeſterreich Statt finden; es wurde ſich, will man 
weiter wiſſen, an dieſe Feierlichkeit ein umfaſſender Gnaden⸗Akt knüpfen, 
mit dem gleichzeitig ähnliche Gnaden⸗Akte im übrigen Deutſchland erlaf- 
ſen werden würden. Einige ſprechen auch die Hoffnung aus, dem Con- 
reſſe werde eine Verſtändigung der deutſchen Fürſten überhaupt, alſo eine 
erſchmelzung der ſich jetzt gegenüberſtehenden Bündniſſe vorausgehen, 
um ſowohl hiedurch, wie durch eine allgemeine Amneſtie die Völker 
Deutſchlands zu verſöhnen und das Mißtrauen zu beſeitigen, mit dem 
man dergleichen Fürſten⸗Verſammlungen betrachtet. (Dies wird freilich 
ſchwer gelingen. Deutſchland bedarf mehr als bloß Gnaden-⸗Akte.) 
(Köln. Z.) 
Maſtatt, 4. April. Nachdem von Seiten Preußens ſchon vor länge⸗ 
rer Zeit die öſterreichiſche Regierung aufgefordert iſt, „den Bundes⸗Ver⸗ 
trägen gemäß,“ die hieſige Feſtungs⸗Direktion wieder zu übernehmen, hat 
jetzt die Bundes⸗Kommiſſion die genannte Regierung angegangen, zum 
Behufe der Beendigung des Baues 7 Ingenieur⸗Offiziere hierher zu ent⸗ 
ſenden. Man zweifelt nicht, daß dieſem Anſinnen alsbald werde entſpro⸗ 
chen werden. | (K. Z.) 
Darmſtadt, 3. April. Die heutige Nachmittags ⸗Sitzung, zu der ſich 
ſehr viele Zuhörer drängten, begann mit der Vernehmung des Grafen v. 
Görlitz über die Ausſage des Heinrich Stauff am Schluſſe der Vormit⸗ 
tags⸗Sitzung. Der Zeuge gu zu, daß er demſelben, der ein Pack unter 
dem Arm getragen, in der Thorhalle begegnet ſei und mit ihm geſprochen 
habe. Er habe ihn gefragt, wohin er mit dem Pack wolle, und zur Ant⸗ 
wort erhalten, es feien Kleider feines Sohnes, die dieſer ihm geliehen, da⸗ 
mit er ſich anſtändig kleiden könne. Dagegen erklärt der Graf die Angabe 
des Angeklagten 1 eines Geſchenks an Johann Stauff mit Ent⸗ 
ſchiedenheit als eine Unwahrheit. Hierauf folgte eine Reihe von Fragen 
des Staatsanwalts an den Angeklagten, z. B.: arum er nicht in das 
Päckchen geſehen? Antwort: Er habe gedacht, der Inhalt werde nicht viel 
wertb ſein. Warum er jene Schnalle ſo viele Jahre lang aufgehoben 
habe? Autwort: Als Nothpfennig im Alter. Auf die Frage des Praſi⸗ 
denten: wie er vor ſeiner Reiſe in den Odenwald das Päckchen in dem 
Wirthshauſe verwahrt habe? entgegnete der Angeklagte: er habe es im 
Bett verſteckt. Hierauf verordnete der Präſident, zunächſt zu dem Zweck, 
um die Geſchwornen in den Stand zu ſetzen, die Wahrheitsliebe des An⸗ 
geklagten zu prüfen, die Verleſung mehrerer Protokolle über deſſen Ver⸗ 
nehmung im Vorverfahren, woraus hervorgeht, daß derſelbe wegen Lügens 
mehrmals mit Ungehorſamsſtrafen belegt oder bedroht wurde, zuletzt mit 
Aulegung einer Kette. — Nun wurde Johann Stauff zur Vernehmung 
vorgeführt. Der Präſident entledigt ſich der geſetzlichen Pflicht, indem er 
demſelben mittheilt, was während ſeiner Abweſenheit vorgegangen. Sein 
Vater und Bruder habe im Weſentlichen nur angegeben, was er ſchon 
vernommen. Der Präſident ermahnt den Angeklagten, die Wahrheit zu 
fagen, und ſtets wobl zu überlegen, was er ſage. Der Angeklagte wendet 
ſich zu den Geſchwornen und verbreitet ſich zuerſt über den verhängniß⸗ 
vollen 13. Juni. Es iſt hiervon, unter Bezugnahme auf das bereits Be⸗ 
kannte, nur Einzelnes noch hervorzuheben. Nach Schillers Entfernung, um 
4 Uhr Nachmittags, Gang zu dem Wirth Stiefbold, um ſich einen Hand⸗ 
käſe zu kaufen. Dann habe er im zweiten Stock einen Lappen zum Ab⸗ 
wiſchen des Tiſches, auf dem er den Käſe verzehrt, geholt. Erſcheinen 
der Ehefrau Schillers. Nun habe er gewartet, bis die Gräfin, die ſich 
in dem verſchloſſenen Bügelzimmer befunden, aus demſelben getreten ſei. 
(Hierauf folgt die Erzählung, übereinſtimmend mit der im geſtrigen Be⸗ 
richt mitgetheilten Notiz des Angeklagten, mit der beigefügten Bemerkung, 
die Gräfin habe ihn angewieſen, die Hinterthüre zu verſchließen, weil Al⸗ 
les fort ſei.) Gang nach 
Rückkehr nach 6% Uhr. Verfehlte Abſicht des Grafen, feiner Gemahlin 
etwas zu bringen. Von erſterer habe er Papier zu einem Brief erhalten. 
Ausgang des Grafen gegen 8 Uhr. Beſorgung der Vorrichtungen für 
deſſen Schlafengehen; dann habe er ſich an das Thor geſtellt und mit dem 
nun verſtorbenen Briefträger Rübſamen geſprochen; hierauf ſei er zum 
Abendeſſen gegangen und ins 
Später ſei er zu dem Schloſſer Boraſch geſchickt worden, den er aufgefor- 
dert, in das gräfliche Haus zu kommen, weil die Gräfin vermißt werde. 
Seine Erſchöpfung rühre her durch das Laufen zu dem Kaminfeger, den 
Rauch und Qualm und das Waſſertragen, daher die Ehefrau Schillers 
ihm Waſſer gereicht. Deren Aufforderung, mit ihr in ihre Wohnung zu 
eben, ſei er gefolgt. Dort habe er ſich ins Bett gelegt, das er gegen 
orgen verlaſſen, um in das gräfliche Haus zurückzukehren. Uebergang 
zum 20. Juni, wo ihm der Graf jene „Juwelen“ geſchenkt habe, obgleich 


zur Bekennung der Wahrheit aufgefordert 


Hof zur Zurückbegleitung des Grafen und 


Haus zugleich mit dem Grafen zurückgekehrt. 


Ni? 
en 


er ihm den Einwand entgegengeſetzt, daß er von denſelben keinen Gebrauch 
machen könne, indem er ſie Niemand zum Verkauf anbieten dürfe. Bald 
darauf ſei fein Vater, der im Wirthsbaus zum „grünen Weinberg“ ein 
Zimmer für ſich gehabt, angekommen. Der Angeklagte befchränft ſich über 
den Vorfall am 2. November auf die Bemerkung, er habe die Sauce auf 
Geheiß der Köchin, welche mit dem Reinigen des von ihm ſchmutzig ge⸗ 
fundenen Tellers beſchäftigt war, gerührt. Der Angeklagte wird nochmals 
r und verſichert wiederholt: er 
babe am 13. Juni, des Abends um 5 Uhr, die Gräfin geſund verlaſſen. 
Schluß der Sitzung. (O.-P.-A.⸗Z.) 
Gießen, 4. April. Am 2. April ſoll der Kurfürſt von Heſſen⸗Kaſſel 
auf ſeiner Durchreiſe nach Frankfurt hier abermals von einem rohen Hau- 
fen, der ſich bei dem Halten der Wagen vor der Poſt raſch anfammelte, 
in höchſt ungebührlicher Weiſe empfangen worden fein, mit Pfeifen, Zi⸗ 
ſchen, Schreien ꝛc. ä 
Mainz, 3. April. Heute iſt die Gattin Röslers von Oels, eine ge⸗ 
borene Mainzerin, mit ihrem Kinde abgereiſt, um ihrem Gatten nach Ame⸗ 


rika zu folgen. 


Frankfurt a. M., 1. April. Der frühere kurfürſtlich heſſiſche 
Bevollmächtigte, Herr Legationsrath Dr. Jordan, reiſ'te heute mit ſeiner 
Familie nach Kaſſel ab, um dort ſeinen Wohnſitz zu nehmen. Er wird 
vorerſt feinen Sitz im Reichs⸗Schiedsgericht in Erfurt noch beibehal⸗ 
ten, ſpäter aber, aus Geſundheits⸗Rückſichten, in Ruheſtand treten. Das 
Gerücht, die kurheſſiſche Regierung babe die Erlaubniß zur Wiederer⸗ 
Öffnung der Spielbank in Wilhelmsbad ertheilt, ſoll eee 
f (Köl. 3.) 
„Frankfurt, 3. April. Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen 
iſt heute Nachmittag zu einem kurzen Aufenthalt in bieſiger Stadt ange⸗ 
langt. Auch Se. Königl. Hoheit der Kurfürſt von Heſſen iſt nebſt Fa⸗ 
milie heute hier angekommen und in ſeinem Palais abgeſtiegen, um einen 
längeren Aufenthalt hier zu nehmen. O. P. A. 3 
Frankfurt a. M., 3. April. Sie hören vielleicht heute Gerüchte 
aus Darmſtadt, oder haben deren ſchon gehört, daß auch Heſſen- Darm- 
ſtadt ſich anſchicke, vom Bündniſſe nöieiden. Genaues ift bier darüber 
nicht bekannt; doch das darf verſichert werden, daß die preußiſche En 
matie in Frankfurt die Beſorgniß jenes Abfalles vollkommen theilt. an 
darf dieſe Gerüchte alſo nicht leicht nehmen. Das Perſonal der öſterrei⸗ 
chiſchen Geſandtſchaft in Darmſtadt iſt in neueſter Zeit durch einen Hrn. 
v. Kübeck verſtärkt. (Köln. 3.) 
— Bekanntlich ſchuldet Baiern noch immer feine Makrikular Bei- 
träge für die deutſche Marine. Es iſt nun Seitens der Bundes Commiſ⸗ 
ſton aufgefordert worden, ſeinen Rückſtand mit 400,000 Fl. zu 5 


23: 
Flensburg, 4. April. Die nach Angeln detaſchirt geweſenen Nor⸗ 
weger, deren Abſicht, die Demarkations⸗ Linie zu überſchreiten faſt bis zur 
Gewißheit indizirt war, ſind geſtern Abend doch, ohne dieſen Schritt ge⸗ 
wagt zu haben, in ihre hieſigen Standquartiere zurückgekehrt. Schon in 
der Nacht vor ihrem Abmarſche war man in Sörup und dem ganzen ſüd⸗ 
lichen Angeln von der drohenden Gefahr ſo vollſtändig unterrichtet, daß 
ein etwa beabſichtigter Menſchenraub jedenfalls doch nicht zur Ausführung 
gekommen wäre. Auch hatte ſich der im Norden der Demarfations- Linie 
wohnende patriotiſche Paſtor Schmidt in Grundtoft, nach welchem, einem 
hier allgemein verbreiteten und auch durch angebliche Augenzeugen beſtätigten 
Gerüchte zufolge, von den norwegiſchen Jägern eifrigſt geforſcht worden 
iſt, von feinen Wohnſitze in dieſer Veranlaſſung entfernt. Der ſogenannte 
Amtmann, Kammerherr Warnſtedt, begleitete das Detaſchement am erſten 

Tage der Expedition. (D. Ref.) 

Dänemark. 


Kopenhagen, 4. April. Die Unterhandlungen, welche jüngft ein 
erſprießliches Reſultat verſprachen, ſcheinen jetzt wieder, wenn auch nicht 
ins Stocken gerathen zu ſein, ſo doch einen weniger raſchen Gang, als 
die Intereſſen Dänemarks ſowohl wie diejenigen der Herzogthümer — 
welche doch die einzelnen maßgebenden Intereſſen ſein follten — erheiſchen, 
angenommen zu haben. Um ſo mehr iſt es zu bedauern, daß die Landes⸗ 
Verſammlung in Kiel den Vorſchlag, man möge ſich an den Landesherrn 
wenden, verworfen hat. Wir verkennen nicht, wie unangenehm ein ſolcher 


Schritt der Landes⸗Verſammlung und der Statthalterſchaft ſein müßte, 


wir glauben aber, daß die Herzogthümer in dieſer Weiſe früher den Frie⸗ 
den erhalten, als auf dem Wege der Unterhandlungen in Berlin. Die 
Art, in welcher die Herzogthümer ſich an des Königs Majeſtät zu wenden 
hätten, ließe ſich wohl finden. Es giebt in den Herzogthümern Leute, 
welche man wegen ihrer gemäßigten Anſichten hier ſehr gern als Deputa- 
tion empfangen würde. Eine ſolche Deputation müßte dann um die Ein- 
ſetzung getrennter Regierungen für die beiden Herzogthümer bitten und zu⸗ 
gleich um die Berufung von Notabeln für jedes Herzogthum erſuchen. 
Dieſe Notabeln wären alsdann über die Zuſammenſetzung der für die 
Herzogthümer zu erwählenden Verſammlungen zu befragen. Was Hol⸗ 
ſtein betrifft, würde man hier nicht viele Bedingungen machen; die für 
Schleswig zuſammentretende Verſammlung dürfte aber am liebſten nach 
in Wahlgeſetze für die däniſche Reichs⸗Verſammlung N 
ein. 


Schweiz. 

Bern, 2. April. Die Unterſuchung hinſichtlich der deutſchen Arbei⸗ 
ter-Vereine in der Schweiz iſt geſchloſſen und der Bericht des Bundes⸗ 
raths darüber erſchienen. Es gebt aus demſelben hervor, daß dieſe Ver⸗ 
eine ſich ſeit 1848 nur mit ſozial⸗demokratiſcher Politik beſchäftigt haben, 
daß ſie über die ganze Schweiz verbreitet ſind, unter ſich in engſter Ver⸗ 
bindung und mit ähnlichen Vereinen in Frankreſch und Deutſchland im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. Der Beſchluß des Bundesrathes lautet: „Die Mit⸗ 
glieder der deutſchen Arbeiter⸗Vereine in Genf, Lauſanne, Bevay, La 
Chaux de Fonds, Locle, Fleurier, Porrentruy, St. Imier, Burgdorf, Bern, 
Freiburg, Thun, Baſel, Zürich, Winterthur und Schaffhauſen find aus der 
Schweiz ausgewieſen. Die Arbeiter⸗Vereine in Aarau, Luzern, Glarus, 
Chur und Heriſau find unter polizeiliche Aufſicht 74 85 Das Juſtiz⸗ 
und Polizei-Departement iſt mit der Vollziehung dieſes Beſchluſſes beauf⸗ 
tragt und wird ſich zu dieſem Zweck mit den Kantons ⸗Regierungen ins 
Einverſtändniß ſetzen.“ Die Zahl der Ausgewiefenen ſoll über er Manier 


* * 


Frankreich. 


Paris, 3. April. Fortſetzung der Budget⸗Debatte. Den Borfig führt 


Daru. Bis Kap. 17 einſchließlich wird Alles ohne Debatte angenommen. 


Kap. 18: Iſraelitiſcher Kultus 128,300 Fr. Cremieux verlangt eine Ver⸗ 
mehrung von 7800 Fr., um den Gehalt der Sonagogendiener von 600 
auf 700 Fr. erhöhen zu können. Vom Berichterſtatter beſtritten, von der 
Verſammlung angenommen. Die letzten Kapitel des Kultus werden gleich⸗ 
falls angenommen. Nun folgt das Budget des Miniſteriums des Innern: 
Kap. 12: Anſtalten der ſchönen Künſte 466,000 Fr. Caſtillon will dem 
Pariſer Conſervatorium 1500 Fr. abgezogen und 
Conſervatoriums in Toulouſe zugetheilt wiſſen. Berrper bemerkt, es ſei 
bereits eine Reduktion von 12,900 Fr. beantragt. Ch. Blanc, Direktor 
der ſchönen Künſte, bekämpft dieſelbe. Caſtillon bemerkt, er verlange keine 
Neuerung, nur eine Wiederherſtellung. Kap. 12 wird mit 454,000 Fr. 
angenommen. Kap. 1. Centralverwaltung. Die Commiſſion beantragt 
eine Verminderung um 36,000 Fr. Der Miniſter erklärt ſich dagegen, da 
eine abermalige Reduction der Beamtenzahl den Dienſt gefährde. Der 
Berichterſtatter bezeichnet die Ceutraliſation als Urſache der Beamtenver⸗ 
mehrung und meint, man müſſe ſie zertrümmern. Malleville iſt dagegen. 
Die Reduction wird angenommen (Senſation.) Eine Verminderung des 
Gehaltes des Generalſekretarrs wird verworfen. Malebois erſtattet Be⸗ 
richt über die Wahl im Departement der Vogeſen. Gyilgot's Wahl wird 
beſtätigt. Der Miniſter des Innern bemerkt, man habe ihm 36,000 Fr. 
geſtrichen. Doch ſei das Jahr und folglich die Beamtengehalte begonnen. 
Man möge ihm daher einen gleichen Kredit eröffnen. Es handle ſich um 
14 Beamte. An die Commiſſion verwieſen. Kap. 2. Eine Reduction 
von 16,000 Fr. wird angenommen. Kap. 5. Geheime Ausgaben. Jules 
Favre verlangt eine Reduction von 32,000 Fr. Dieſe Kreditfrage ſei ein 
Vertrauens⸗Votum. Die Regierung benutze dieſe Fonds, um eine einzige 
Meinung zu verfolgen. Eine Perſon außerhalb der Verſammlung habe 
einen entſcheidenden Einfluß auf die Regierung. Es ſei der Polizei- Prä⸗ 
fekt Carlier. (Sehr gut.) Zudem geſtatte das Miniſterium der konſer⸗ 
vativen Preſſe einen überwiegenden Einfluß. Das Miniſterium der That 
ſei ein Polizei⸗Miniſterium. (Lärm.) Zu Polizei ⸗ Präfekten habe man 
ſtets nur ausgezeichnete und ehrenwerthe Männer ernannt. Stimme: Und 
Cauſſidiere? Favre: „Es iſt nicht franzöſiſche Sitte, einen Abweſenden, 
einen Verbannten anzugreifen. (Lärm.) Nun hat man dieſe Stelle einem 
gemeinen Polizei⸗Agenten übertragen, der nur durch eine Denunciation des 
en eioiemas, befaunt iſt. Man hat dieſem den Krieg erklärt, und dieſe 
Erklärung iſt der Anfang eines Bürgerkrieges. (Sehr gut! links.) Das 
iſt Barbarei. (Lärm.) So beginnt man denſelben. Man ſucht eine Par⸗ 
tei zu verderben, indem man ſie die rothe nennt.“ (Rechts: „Sie haben 
ihn ſelbſt gewählt!“ Links; „Achtung vor dem Redner!“) Mortimer 
Ternaux: „Er ſoll die Verſammlung achten.“ (Neuer Lärm.) Duchs, 
von der Linken, ſtürzt nach Gohon auf der Rechten hin. Ein heftigen 
Wortwechſel beginnt. Man vernimmt das Wort: Feigling! Tumult. 
„Die Verwirrung iſt auf ihrem Gipfel angelangt. Denjoy:, „Man hat 
einen Kollegen beſchimpft! Maßregeln muſſen ergriffen werden.“ Die 
Ruhe wird endlich hergeſtellt. J. Favre: Er an fe e 
dem Zwiſchenfall gegeben. Er fährt fort, daß man ſozialiſtiſcher Meinung 
wegen einem Commiſſionär ſeine Befugniſſe, einer armen Wittwe die Un⸗ 
ſtützung entzogen. Endlich kommt er auf das Gendarmerie ⸗Cirkulair 
d' Hautpoul's und das bezügliche Rundſchreiben des Präfekten, jeder Gen⸗ 
darm ſolle in Geſellſchaft die Bürger überwachen. Der Belagerungszu⸗ 
ſtand herrſche noch immer an den Ufern der Rhone. Dank dieſer Wirth⸗ 
ſchaft mißbrauche der kommandirende General ſeine Amtsgewalt empörend. 
Bibliotheken würden durchſucht und Proſeriptionsliſten angefertigt. (Lärm.) 
Das Geſetz ſei beſtimmt dagegen, und man ſuche es zu umgehen. (Lärm.) 
Miniſter Fould erklärt, er habe das Budget für 1851 einbringen wollen, 
verzichte aber auf das Wort. (Lärm.) Denjoy: „Mitten im Tumulte 
befahl Duchs der Rechten mit geballter Fauſt, die Tribüne zu reſpektiren. 
Darauf rief Segur d'Agueſſeau: Achten Sie uns ſelbſt. Darauf erfolgte 
die Beleidigung Goyor’s durch Duchs unter drohenden Gebehrden. Duchs 
muß nach Art. 119 des Reglements beſtraft werden. Dieſe Gewaltthä⸗ 
tigkeit iſt um ſo weniger gleichgültig, als vorgeſtern der Präſident ſelbſt 
ſchwer inſultirt wurde. (Stürmiſche Unterbrechung.) Präſident: „Es 
iſt die Beſchimpfung „Denunziant“ ausgeſprochen worden. Ich rufe den 
unbekannten Unterbrecher zur Ordnung.“ Rechts: der Name! Wer iſt 
es? Miot verlangt das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung: (Murren.) 
Als ich Denjoy von meinem Freunde Duchs ſprechen hörte, um ihn in 


Strafe zu bringen, übermannte mich die Entrüſtung, und ich rief, unfähig, 


mich zurückzuhalten, das Wort: „Denunziant.« (Heftiger Lärm.] Der 
Präſident beantragt gegen Miot Ordnungsruf und ſchriftlichen Tadel im 
Sitzungs⸗Protokoll. Wird von der Verſammlung angenommen. General 
Cavaignac ſtimmt mit der Majorität. Der General d'Hautpoul bemerkt 
dem Herrn Denjoy, er ſei ſchlecht unterrichtet. Gewiß ſei der Präſident 
nicht Inſulten ausgeſetzt geweſen. Er müſſe allen desfallſigen Erzählun⸗ 
de widerſprechen. 


kommen, als er gerufen: Achten Sie ſich ſelbſt: Darauf habe er ſich 
mit geballter Fauſt gegen Alle, die dort ſaßen, umgekehrt und gefragt, 
wer gerufen. Goyon habe erwiedert: Ich. Darauf ſeien mehrere Re⸗ 


präſentanten dazwiſchen geſprungen. Das ſeien die Thatſachen. Es ſei 


nicht perſönlich inſultirt worden. Duche jagt daſſelbe und erklärt, er habe 
Niemanden inſultiren wollen. Chaſſelouv Laubat bemerkt, nicht Denjoy, 
nur der Präſident habe das Recht, Strafen zu beantragen. Die Verſamm⸗ 


lung ſchreitet darüber zur Tagesordnung. Baroche beſteigt die Tribüne, 


um Jules Favre zu widerlegen. Darauf wird zur Abſtimmung geſchritten, 
gegen die 
Majorität 


und F. Fadres Amendement, welches ein Mißtrauens Votum 
miniſterielle Politik in ſich ſchließen ſollte, mit der bedeutenden 


von 440 gegen 175 Stimmen verworfen. | 
— Miſtreß Heald (Lola Montez) hat das Chateau Beaujou in den 


Elyſäiſchen Feld rn, welches ihr Mann für fie gemiethet hat, bezogen. 


7 ‘ 


Das Ehepaar lebt wieder ganz friedlich. 
| De Croßenagi 11 
benutzt haben, die Su Dlagen 
bahnen. Wie. fie, die Beimi 
heißt es, der mit ihr verwandt 
ſtens ed d Rußland vertreten. 
— Die 


en erklärt, die drohende Gebehrde (geballte 
auſt) habe nicht ihm gegolten. Duche ſei bei Goyon's Bank vorbeige⸗ 


Stefani von Baden ſoll ihren Aufenthalt dazu 
en einer franzöſiſch⸗ ruſſiſchen Allſanz anzu- 
ifexin pon franzöſiſcher Seite fet, ſo werde, 
ute Herzog von Leuchtenberg, den man näch⸗ 


ſolche dem Direktor des 


Regierung wollte, wie neulich berichtet, alle arbeitsloſen, nicht! 


Rede geweſen. 


Stadt und Hafen zu vertheidigen, wenn es der Regierung der 
einigten Staaten einfallen ſollte, eine Flotte auszuſenden, um die alten 
portugieſiſchen Schulden einzutreiben. a z 


liches großes Oſter⸗Bankett. 


Kaufmann Kubf, Rentier Carton, 
Z) im Heumarktsbezirk Herr Kaufmann 


männern die Herren Maſche, Bulang . f 
Paſſauerbezirk die Herren Aſſeſſor Kolbe, General- Conſul Lemonius, zur 


meiſter Jakob; 6) im Jakobibezirk Juwelier Behnke z 


Schiffers Schröder iſt vom Eiſe durchſchni 


bier gebürtigen Arbeiter und erwerbsloſe Fremde ſammt Vagabunden aus 
Paris entfernen. Beſtimmte Befehle waren ſchon gegeben, die Diviſions⸗ 


generale wie die Polizei-Agenten bereit, als im Augenblick der Ausführung 


Gegenbefehl anlangte. un rad gn f 
Paris, 5. April, Abends 8 Uhr. Die Mimiſter des Innern und der 
Juſtiz wurden heute vom Preßgeſetz⸗Ausſchuſſe gehört. Morgen wird er 
feinen Beſchluß faſſen. 
Leſſeps würde Kanpidat des ſocialiſtiſchen Wahl- 


— Man glaubt, 
eomite's. a 
— Sämmtliche Hauptführer der Majorität wohnten d ö 
Adee en in Elyſce bei. ’ er, .gefleigen 
— General Levaillant ſoll nach Abgang von Baraguay d'Hilli 
Oberbefehl in Rom erhalten. Be aun eien 
— Im Miniſterium iſt wieder ernſtlich von einer Expedition gegen 


Madagascar, die ſchon im Jahre 1816 beabſichtigt, damals jedoch von der 


Kammer durch Verweigerung der geforderten Kredite beſeitigt wurde, die 
de Unſere benachbarten Kolonien dringen ſehr auf dieſe Ex⸗ 
pedition. n 
Italien. f 
— Am 24. März hat in einer Kirche in der Nähe von Livorno ein 
unruhiger Auftritt Statt gehabt. Der dienſtthuende Prieſter forderte 
nämlich am Ende des Gottesdienſtes ſeine Zuhörer auf, ein Pater und ein 
Ave für Pius IX. zu ſagen. Ein lautes Gemurmel erhob ſich bei dieſen 
Worten, und von mehreren Seiten ward dem Geiſtlichen zugerufen, es 
wäre beſſer, für die zu beten, welche für die italieniſche Unabhängigkeit 
gefallen ſeien. Fünf Gensd'armen, welche mit gezogenen Säbeln auf die 
Menge eindrangen, wurden verjagt. Am folgenden Tage wurden mehrere 
Verhaftungen vorgenommen. 5 


Portugal. 


Liſſabon, 29. März. Das unter Befehl des Kon modore Martin ſtehende 
engliſche Geſchwader iſt am 26. wieder in den Tajo eingelaufen. Statt 
innerhalb des durch die Hafengeſetze den fremden Kriegsſchiffen ange⸗ 


wieſenen Raumes zu ankern, bewegten ſich vier der engliſchen Schiffe, 
„Prince Regent“, „Thetis“ „Arrogant“ und „Terrible“ höher den Fluß 


hmauf und warfen an der für die portugieſiſche Flotte beſtimmten Stelle 
Anker. Dieſer auffallende Umſtand hat großes Aufſehen erregt und zu 
den verſchiedenſten Muthmaßungen Anlaß gegeben. Das Beiſpiel Grie⸗ 
chenlands vor Augen glaubt man vielfach, England wolle durch dieſe 
Demonſtration Geldforderungen oder anderen Auſprüchen Nachdruck geben. 
Einige ſind der Meinung, dieſe Flotten⸗Bewegung ſolle dazu dienen, die 
Gegner des Grafen Thomar in Schrecken zu ſetzen, während Andere der 
Anſicht ſind, eine revolutionäre Bewegung gegen den Grafen ſolle dadurch 
ermuthigt werden. Endlich heißt es, das engliſche Geſchwader ſei mi ; 

er⸗ 


8 Großbritannien 

London, 3. April. Es wird Tag und Nacht mit dem größten Eifer 
daran gearbeitet, die zur Aufſuchung Sir John Franklins beſtimmte Ex⸗ 
pedition für den 24. April ſegelfertig zu machen. Die Ausrüſtung der bei⸗ 
den Dampfſchiffe ſchreitet raſch vorwärts. Man erwartet zuverſichtlich, 
daß das kleine Geſchwader in der erſten Woche des Monats Mai die 
Shetlands⸗Inſeln erreichen wird. 
Der Lord⸗Magor gab vorgeſtern im Manſton⸗Houſe fein herkömm⸗ 
Die Zahl der Gäſte betrug etwa 350. Der 
franzöſiſche und der nordamerikaniſche Geſandte befanden ſich unter den 
Anweſenden und waren neben dem Lord⸗Manor die Hauptrepner, 
Königin Viktoria hat vom Kaiſer von Marokko einige Gazellen, 
ein Straußenpaar, ein Löwenpaar und einen Tiger zum Geſchenk empfan⸗ 
gen, nicht ganz junge Thiere. Die Strauße trugen einen Ueberrock, um 


dem eungliſchen Klima beſſer trotzen zu können. 


BVermiſchte Nachrichten. 

Stettin, 8. April. Das 10te Regiment, deſſen Chef früher der 
Herr Commandant v. Hagen geweſen iſt, brachte demſelben geſtern Abend 
einen Fackelzug, der von der Kaſerne am großen Paradeplatz ſich durch die 
Wollweberſtraße vor die Commandantur begab, es war das Muſikkorps 
feines früheren Regiments, welches den Zapfenſtreich ausführte. Heute 


Morgen um 10 Uhr verſammelten ſich das Offizier-Corpg und die Mili- 


tair⸗Beamten auf dem General⸗Commando; Se. Excellenz der commandi⸗ 
rende General Herr v. Grabow beglückwünſchte den Jubilar im Namen 


derſelben und übergab ihm den Ehrendegen, auf deſſen Stichblatt die 


Worte „das Offizier⸗Corps und die Militair⸗Beamten der Garniſon 


Stettin dem Commandanten Herrn General-Lieutenant v. Hagen“ ſammt 
den Schlachten, Belagerungen und Gefechten, an denen derſelbe Theil 


nahm, eingegraben ſind. Eine Deputation des Magiſtrats überreichte um 


12 Uhr dem Jubilar den Ehrenbürgerbrief unſerer Stadt. 


— In Folge des Klubgeſetzes hat fr der hieſige Volksverein in ſei⸗ 
ner letzten Sitzung auf unbeſtimmte Zeit vertagt. rt 
Stettin, 8. April. Die beutigen Stadtperordneten⸗Wahlen ergaben 
folgendes Reſultat: 1) Im Königsbezirk Stadtverordnete die Herren 
„ Kaufmann Jonas, Schlächtermeiſter 
Franck; Stellvertreter die Herren Kaufmann de la Barre und Borchers; 
ann Euchel; 3) im Dombezirk Herr 
Bobrſchmied Gatow; Stellvertreter Herr Lithograph Kupke, zu Schieds⸗ 
( und Ober⸗Seeretair Lentz; 4) im 


Wahl eines Schiedsmanns bei der Stadtverordneten⸗Verſammlung wurde 
Herr Kaufmann Kreich geſtellt; 5) im Speicherbezirk die Herren Lindau, 
Julius Schmidt, Stellvertreter die Herren Böttcher und Geſchke, Fiſcher⸗ 
7) auf der Ober⸗ 
wiek Herr Crepin, Herr Stick. ee = 
> Von der See wird mehrfaches 151 5 

en 
Emilie, Kapitain Spiegelberg, von hier nach Liverpool mit Getreide, 


22 berichtet. Die Jacht des 
und geſunken; das if 
i 


geſtrandet und leck nach Kopenhagen gebracht. 
Hierbei ein Provinzial ⸗ Anzeiger. 
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